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Zusammenfassung: Mit der Einführung von teilautonomer Gruppenarbeit in der industriellen Produktion sind neue,
kollektiv zu bewältigende Anforderungen an die Beschäftigten entstanden, die von den traditionellen betrieblichen Ent-
lohnungssystemen nicht abgegolten werden. Im Mittelpunkt des Aufsatzes steht deshalb die Frage, wie diese Verschie-
bung der Lohn-Leistungsrelation von den Arbeiterinnen und Arbeitern unter der Perspektive der Gerechtigkeit bewertet
wird. Anhand einer standardisierten Beschäftigtenbefragung in 21 Unternehmen der westdeutschen Metallindustrie
wird gezeigt, dass das Entlohnungssystem tatsächlich dort als ungerechter wahrgenommen wird, wo Gruppenarbeit ein-
geführt wurde, wo dann aber keine unmittelbare Anpassung des Entlohnungssystems erfolgte. Zugleich ist die wahr-
genommene Ungerechtigkeit des bestehenden Entlohnungssystems bei solchen Personen ausgeprägter, die eine eher
geringe Loyalität zum Unternehmen und eine eher negative Einstellung zum Betriebsrat haben. Gleichzeitig weisen Per-
sonen in Arbeitseinheiten mit einer geringeren Produktivität und einem höheren Krankenstand eine deutlich höhere
Ungerechtigkeitswahrnehmung auf. Diese Befunde werden als Hinweis interpretiert, dass nicht die veränderten Arbeits-
inhalte, sondern die Suche nach einer gerechten Entlohnung den arbeitspolitischen Konfliktherd im gegenwärtigen Ra-
tionalisierungstrend darstellen.
Mit bemerkenswerter Beharrlichkeit hält sich das
Thema der Dezentralisierung von industriellen Pro-
duktionsabläufen in der arbeitswissenschaftlichen
Diskussion. Dem Auf und Ab eines ökonomischen
Konjunkturzyklus vergleichbar, debattieren arbeits-
soziologische und betriebswirtschaftliche Forscher
seit nahezu dreißig Jahren die Frage, ob teilautono-
me Formen des Arbeitsvollzugs geeignet erscheinen,
die Nachteile standardisierter und hierarchischer
Produktionsabläufe zu überwinden. Dabei lassen
sich grob zwei Phasen der Bearbeitung unterschei-
den (Antoni 1994: 19ff.): Während die Diskussion
um teilautonome Gruppenarbeit in den siebziger
Jahren von der Idee der Demokratisierung und Hu-
manisierung der Arbeit geleitet war, traten seit En-
de der achtziger Jahre Produktivitätsfragen in den
Vordergrund. Angestoßen durch marktbedingte
Flexibilitätsanforderungen schien die teilautonome
Gruppenarbeit bald der organisatorische Schlüssel
zur Tür des ökonomischen Erfolgs zu sein.
Kaum, dass die Integration des Gruppenarbeitskon-
zepts in die unternehmerische Führungslehre voll-
zogen schien, meldeten sich in der arbeitssoziologi-
schen Diskussion Stimmen zu Wort, die auf zwei
problematische Konsequenzen der Gruppenarbeit
hinwiesen. Diese würden sich einmal in einer physi-
schen und psychischen Überforderung der Arbeite-
rinnen und Arbeiter zeigen, die vor allem Folge des
gestiegenen Leistungsdrucks in den neu eingerichte-
ten Gruppen und des ungewohnten Koordinations-
aufwands wäre (Fröhlich 1983, Minssen 1999a,
Nomura 1992, Parker/Slaughter 1988). Zum ande-
ren wurde angenommen, dass mit der Einführung
von partizipativen Arbeitsvollzügen der Bedarf der
Beschäftigten an kollektiven Formen der Interessen-
vertretung abnehme: Diese würden ihre Interessen
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zukünftig entweder rein individuell vertreten oder
dem Linienvorgesetzten als Gruppe gegenüber zur
Sprache bringen. Für Betriebsrat und Gewerkschaft
wurden dementsprechend verminderte Basisbin-
dungen und damit geschwächte Verhandlungs-
macht gegenüber der Geschäftsleitung prognosti-
ziert (Breisig 1987, Minssen 1999b). Obwohl im
Gruppenarbeitskonzept eine Erosion kollektiver In-
teressenvertretungen durchaus strategisch angelegt
sein kann, wie der Fall der US-amerikanischen Ar-
beitsbeziehungen zeigt (Armstrong 1992, Guest
1989, Storey/Sisson 1993), waren entsprechende
Entwicklungen für Deutschland bislang nicht
festzustellen. Vielmehr konnte empirisch gezeigt
werden, dass arbeitsorganisatorische Dezentralisie-
rungen überwiegend durch die Betriebsräte mit-
bestimmt und damit in das deutsche Verhandlungs-
system der betrieblichen industriellen Beziehungen
integriert wurden (Epoc 1997: 146ff., Greifenstein
et al. 1993, Müller-Jentsch/Seitz 1998: 374f.).
Fasst man die bisherige Diskussion um die individu-
ellen und kollektiven Konsequenzen der Gruppen-
arbeit zusammen, so scheint es, dass die gegenwär-
tige Situation in den Betrieben von zwei Trends
gekennzeichnet ist: (1) von potentieller Unzufrie-
denheit der Beschäftigten, die auf die Überforde-
rung durch Leistungsverdichtung und Selbstkoordi-
nation zurückzuführen ist; und (2) von Entwarnung
vor Schwächung der kollektiven Interessenvertre-
tung. Im Folgenden wollen wir demgegenüber zei-
gen, dass diese Schlussfolgerungen an einem wichti-
gen Konfliktherd vorbei zielen. Vielmehr sorgt ein
in arbeitssoziologische Vergessenheit geratener alter
Bekannter für Unzufriedenheit bei den Beschäftig-
ten und für Spannungen zwischen den Betriebspar-
teien: der Streit um den gerechten Lohn (vgl. Balda-
mus 1960, Görres 1950, Kosiol 1962, Kuß 1950).
In zwei Thesen wollen wir unser Argument ausfüh-
ren:
These 1: Kommt es bei der Einführung von Grup-
penarbeit zu keiner Anpassung des Ent-
lohnungssystems an die neuen Arbeits-
inhalte, so erhöht sich damit das
Ungerechtigkeitsempfinden am Arbeits-
platz, und es sind Demotivationseffekte
auf Seiten der Beschäftigten zu erwarten.
These 2: Da die Veränderung des betrieblichen
Entlohnungssystems in Deutschland mit-
bestimmungspflichtig ist, stehen Ge-
schäftsleitung und Betriebsrat unter er-
höhtem Verhandlungsdruck: Gelingt es
ihnen nicht, das Entlohnungssystem an
die Gerechtigkeitsvorstellungen der Be-
schäftigten anzupassen, müssen beide Be-
triebsparteien mit Loyalitäts- und Legi-
timitätsverlusten rechnen.
Im Mittelpunkt unseres Aufsatzes steht also die
Frage, welche Auswirkungen die Einführung von
Gruppenarbeit auf die Bewertung der betrieblichen
Entlohnungsgrundsätze durch die Beschäftigten
und auf ihr Arbeitsverhalten haben kann und wel-
che Folgen sich daraus für das betriebspolitische
Verhandlungssystem ergeben. Um diese Thesen zu
plausibilisieren, werden wir in vier Schritten vor-
gehen. Wir werden im ersten Schritt einen Über-
blick über die jüngere Entwicklung der arbeitsorga-
nisatorischen Dezentralisierung in bundesdeutschen
Betrieben geben, um zu verdeutlichen, warum gera-
de die Lohnfindung gegenwärtig Aktualität besitzt.
Im zweiten Schritt werden wir die strukturellen In-
teressenlagen der Beschäftigten, ihrer kollektiven
Interessenvertretung und der Unternehmensleitung
im Konflikt um die Reform des Entlohnungssys-
tems darlegen. Um prüfen zu können, ob Gerechtig-
keitsbeurteilungen der Entlohnungsgrundsätze eine
zentrale Stellung im Konflikt um die Gruppenarbeit
einnehmen, werden wir daran anschließend zu-
nächst einige gerechtigkeitstheoretische Befunde
zur industriellen Entlohnung diskutieren, um da-
raus drei Hypothesen abzuleiten. Diese werden
dann im vierten Schritt anhand von Ergebnissen
aus einer standardisierten Befragung von 836 Be-
schäftigten in 21 Betrieben der süd- und westdeut-
schen Metallindustrie überprüft.
1. Die Einführung von Gruppenarbeit:
Neuere Entwicklungen
Gruppenarbeit ist in deutschen Industrieunterneh-
men kein neues Phänomen. Lange vor Bekanntwer-
den der MIT-Studie (Womack et al. 1990), die weit-
hin als ausschlaggebend für die Renaissance der
Gruppenarbeit in den neunziger Jahren angesehen
wird, konnten deutsche Unternehmen auf erste Er-
fahrungen im Umgang mit teilautonomer Gruppen-
arbeit zurückblicken. Vor allem im Rahmen des seit
1974 staatlich geförderten Programms zur „Huma-
nisierung der Arbeit“ (HdA) (vgl. BMBT 1980,
1981) wurde Gruppenarbeit als ein möglicher Weg
zur Überwindung der negativen arbeitsphysiologi-
schen und -psychologischen Folgen konventioneller
Fließfertigung angesehen (Altmann et al. 1987, Bihl
1971, Lattmann 1972, Vilmar 1973, Wachtler
1979). Während die HdA-Gruppenarbeit jedoch
unmittelbar an der Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen und der Mitsprachemöglichkeiten der Be-
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schäftigten ansetzt, steht die Wiederentdeckung der
Gruppenarbeit seit Ende der achtziger Jahre unter
primär effizienzorientierten Vorzeichen (Antoni
1994, Binkelmann et al. 1993, Jürgens et al. 1989,
Kern/Schumann 1984, Lutz 1988). Versucht man
nun, die seit diesem Umschwung vollzogene neuere
Entwicklung der Ausbreitung von Gruppenarbeit in
Deutschland zu resümieren, so lassen sich grob vier
Etappen unterscheiden (vgl. Tabelle 1).1 Die erste
Etappe, datiert auf die späten achtziger und frühen
neunziger Jahre, lässt sich als experimentell be-
schreiben.2 Hier fanden die ersten Modelle von teil-
autonomer Gruppenarbeit, von Fertigungsinseln
und Qualitätszirkeln Eingang in die Arbeitspolitik-
abteilungen vor allem der Automobilindustrie und
des Werkzeugmaschinenbaus (Greifenstein et al.
1993, Schumann et al. 1994, Sperling 1997: 22ff.).
Folgt man den Literaturberichten von Saurwein
(1996: 85ff.) und Sperling (1997: 26ff.), so stand
die Initiierung von zeitlich und funktional begren-
zen Pilotgruppen im Mittelpunkt dieser Etappe.
Von diesen Erfahrungen erhoffte man sich vor al-
lem Aufschlüsse über mögliche Produktivitätsstei-
gerungen und Strategien zur innerbetrieblichen
Ausbreitung (Binkelmann et al. 1994, Lengfeld et
al. 2001: 18ff.). Jene Form von Gruppenarbeit, die
den Beschäftigten die weitgehende Selbstkoordina-
tion des Arbeitsvollzugs überantwortet, ist jedoch
allenfalls partiell eingeführt worden. Ihr Verbrei-
tungsgrad in dieser Etappe kann für den Maschi-
nenbau auf etwa ein Prozent der Beschäftigten
geschätzt werden (Henning/Prekuhl 1991: 5ff.,
Hirsch-Kreinsen et al. 1990: 82ff.).
Mit Beginn der zweiten Etappe, die sich etwa auf
die Mitte der neunziger Jahre datieren lässt, setzte
die Implementation dezentraler Fertigungsgruppen
in der Automobilindustrie und anderen metallver-
arbeitenden Branchen ein. Auf der Basis des NIFA-
Panels zeigt Saurwein (1993,1996), dass die Ver-
breitung von Gruppenarbeit im Maschinenbau
allein von 1991 auf 1992 von 29 auf etwa 47 Pro-
zent der Betriebe zugenommen hat. Auf der Grund-
lage eines strengen Begriffs von Arbeitsautonomie
kommen Kleinschmidt und Prekuhl (1994) in einer
branchenübergreifenden standardisierten Befra-
gung zu dem Ergebnis, dass im Jahre 1993/94 6,9
Prozent aller Beschäftigten in teilautonomer Grup-
penarbeit beschäftigt sind. Aufgeschlüsselt nach
Branchen ist Gruppenarbeit im Investitionsgüter
produzierenden Gewerbe (v.a. Metallverarbeitung)
mit 12,8 Prozent und in den gesellschaftsbezogenen
Dienstleistungen (v. a. Gesundheitswesen) mit 10,7
Prozent am weitesten verbreitet (Kleinschmidt/Pre-
kuhl 1994). In einer Replikationsstudie von 1998
stellen die Autoren fest, dass mittlerweile 11,8 Pro-
zent aller Beschäftigten in teilautonomen Gruppen
arbeiten (Nordhause-Lanz/Prekuhl 2000).
Parallel zur zweiten Etappe begannen nunmehr
kleinere und mittlere Betriebe, Fertigungsgruppen
testweise und im Produktionsablauf punktuell ein-
zurichten. Diese durch Expansion gekennzeichnete
Etappe scheint zumindest in der Metallindustrie
noch anzuhalten. Die auf den Zeitpunkt 1998 be-
zogenen Untersuchungen lassen auf einen Ver-
breitungsgrad von arbeitsorganisatorischen De-
zentralisierungsmaßnahmen in Betrieben der
Metallindustrie von über 30 Prozent schließen. In
einer schriftlichen Befragung von Betriebsräten in
bundesdeutschen Maschinenbaubetrieben berichten
Müller-Jentsch/Seitz (1998: 374) einen Verbrei-
tungsgrad für Gruppenarbeit von rund 35 Prozent
für Betriebe bis 500 Beschäftigte, während für grö-
ßere Betriebe gut 50 Prozent ermittelt wurde. Im
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Tabelle 1 Vier Etappen arbeitsorganisatorischer Dezentralisierungen
Etappe Zeitraum (in Jahren) Betriebstyp Gegenstand
Experiment Ende 80er bis Anfang 90er Großbetriebe: Pilotgruppen








Lohnsystemsuche Seit Mitte der 90er Verhandlungen über
Lohnsystemanpassungen
1 Die Einteilung in vier Etappen erhebt nicht den An-
spruch auf exakte Abgrenzbarkeit. Sie dient vielmehr da-
zu, die mit der Initiierung der Gruppenarbeit jeweils ver-
bundenen primären Zielsetzungen und Problemstellungen
auf Unternehmensebene heuristisch zu unterscheiden.
2 Die folgenden Aussagen zum Verbreitungsgrad von
Gruppenarbeit sind als Trendaussagen zu interpretieren.
Diese Einschränkung folgt vor allem dem Umstand, dass
repräsentative branchenübergreifende Erhebungen nach
wie vor Seltenheit besitzen.
Jahr 1999 hat die Projektgruppe „Veränderungs-
prozesse und Gerechtigkeit in Organisationen“
(VGIO) eine bundesweite Befragung von Betrieben
ab 100 Beschäftigten in der Metallindustrie durch-
geführt.3 Ziel dieser Erhebung war es, Auskunft
über den Stand der Verbreitung von arbeitsorgani-
satorischen Dezentralisierungen zu erlangen (vgl.
Abbildung 1). Rund ein Drittel der befragten Be-
triebe gab an, Gruppenarbeit eingeführt zu haben;
für Fertigungsinseln ergab sich ein Verbreitungs-
grad von etwa 25 Prozent. Zugleich erhielten wir
Hinweise darauf, dass sich die Dynamik der Ein-
führung seit Mitte der 90er Jahre deutlich verlang-
samt hat: Nur noch etwa 15 Prozent der Betriebe
teilten mit, sich zum Zeitpunkt Frühjahr 1999 in
der Einführungsphase für Gruppenarbeit zu befin-
den. Vergleichen wir diese Daten mit den Befunden
der vorangegangenen Befragungen, so können wir
annehmen, dass die Einführung von Gruppenarbeit
in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre weit-
gehend abgeschlossen ist.4
Zugleich lässt sich vermuten, dass es in der gegen-
wärtigen Etappe nicht mehr vorrangig um Fragen
der funktionalen Koordinierung von Arbeitsvoll-
zügen geht. Nach unseren Beobachtungen stehen
die Betriebe vielmehr vor dem Problem, das über-
kommene Lohn-Leistungs-Gefüge an die neuen de-
zentralen Arbeitsformen anzupassen. Empirische
Evidenz für diese These leiten wir aus zwei weiteren
Studien ab, die die VGIO-Projektgruppe in der
zweiten Hälfte der neunziger Jahre durchgeführt
hat. 1996/1997 wurden explorative Fallstudien in
vier Großbetrieben der südwestdeutschen Metall-
industrie mit dem Ziel durchgeführt, Hypothesen
zum Zusammenhang von arbeitsorganisatorischen
Dezentralisierungen und darauf bezogenen Gerech-
tigkeitsvorstellungen der Beschäftigten zu ent-
wickeln (VGIO-I). Es wurden 45 leitfadenstruktu-
rierte Interviews mit Beschäftigten verschiedener
Hierarchiestufen und mit den Mitgliedern des Be-
triebsrats geführt (vgl. Lengfeld et al. 2001). Im
Jahr 1999 wurden Experteninterviews mit Per-
sonalverantwortlichen von 21 Betrieben ab 100 Be-
schäftigten geführt, die der standardisierten Be-
schäftigtenbefragung VGIO-II vorgeschaltet waren
(vgl. Lengfeld/Liebig 2001: 13ff.). In beiden Studien
haben wir deutliche Hinweise darauf erhalten, dass
es den zuständigen Personalleitungen außerordent-
liche Schwierigkeiten zu bereiten scheint, das vor-
malige, primär einzelakkordbasierte Entlohnungs-
system so zu verändern, dass es zwei Eigenschaften
aufweist: Erstens muss es dem Interesse der Ge-
schäftsleitung nach anreizbezogenen Entlohnungs-
bausteinen entsprechen, und zweitens muss es den
Vorstellungen der Beschäftigten nach Einkommens-
stabilisierung und dem Schutz vor Vernutzung von
Arbeitskraft zumindest partiell entgegenkommen
(Lengfeld et al. 2001: 46ff.). Warum die neuen Ent-
lohnungssysteme diese beiden Anforderungen auf-
weisen sollten und wieso ihre Umsetzung häufig zu
scheitern droht, wollen wir im folgenden Abschnitt
erörtern.
2. Der Umbau des Entlohnungssystems:
Eine Reform mit Hindernissen
Um die Frage beantworten zu können, warum sich
die Betriebe mit der Reform der Entlohnung für
Gruppenarbeit so schwer tun, müssen wir uns der
Analyse der betrieblichen Lohnpolitik zuwenden.
Ein erster Blick in die Literatur zeigt jedoch, dass
der Zusammenhang zwischen Reorganisation und
industrieller Entlohnung in den letzten Jahren
kaum mehr die Aufmerksamkeit der Arbeitssozio-
logie erlangt hat.5 Zwar wurden in den neunziger
Jahren eine Vielzahl von Studien zur Einführung
teilautonomer Gruppenarbeit durchgeführt. Die
meisten untersuchen jedoch allein die veränderte
Arbeitssituation, und nur selten ist die Gestaltung
der Entlohnung in den Blickwinkel der Forschung
geraten (Schmierl 1994). Der Bewertung der Ent-
lohnung unter Gruppenarbeitsbedingungen durch
die Beschäftigten sowie die daraus resultierenden
Verhaltensfolgen hat sich unserer Kenntnis nach
bislang keine empirische Studie gewidmet.
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3 Die Befragung wurde als standardisiertes Telefoninter-
view (CATI) unter 4010 metallverarbeitenden Betrieben
ab 100 Beschäftigten durchgeführt (Näheres siehe Leng-
feld/Liebig 2001: 8ff.). Sie diente als Screening zur Ermitt-
lung von Betrieben für die weiter unten erwähnte Beschäf-
tigtenbefragung VGIO-II.
4 Neuere Studien zur Gruppenarbeit in der Großindustrie
verweisen dagegen auf zumindest vereinzelte Rücknah-
men der Arbeitsautonomie, teils bei gleichzeitiger Schein-
aufrechterhaltung (Kühl 2001, Schumann 1998).
5 Demgegenüber wurden noch in den siebziger und acht-
ziger Jahren zahlreiche Untersuchungen zum Zusammen-
hang von technisch-organisatorischem Wandel und be-
trieblicher Lohnpolitik durchgeführt (Brock et al. 1975,
Euler 1973, Hack et al. 1979, Schmiede/Schudlich 1981;
vgl. auch Bahnmüller 2001: 150ff.). Insbesondere aus
betriebswirtschaftlicher und unternehmensberaterischer
Sicht wurden in den letzten Jahren eine Reihe von Vor-
schlägen zur Entgeltgestaltung bei Gruppenarbeit vor-
gelegt (Bergmann 1998, Eyer 1994, Eyer/Stockhausen
1997, Gebbert 1993).
Dieses Desiderat erscheint insofern paradox, als ja
vieles dafür spricht, die Bewertung der veränderten
Lohn-Leistungs-Relation durch die Beschäftigten
als eine zentrale Bruchstelle für das Gelingen oder
Scheitern von arbeitsorganisatorischen Dezentrali-
sierungsstrategien anzusehen. Für arbeitsorganisa-
torische Dezentralisierung ist kennzeichnend, dass
Entscheidungskompetenzen über die Arbeitsausfüh-
rung von der Linie in die Gruppe verlagert werden,
um auf diese Weise Produktivitätsgewinne durch
gestiegene Arbeitsmotivation und Effekte der
Selbstregulierung zu erzielen. Vor allem die Beiträge
der angelsächsischen Labour Control Debate (zum
Überblick Hildebrandt/Seltz 1987) haben wieder-
holt darauf hingewiesen, dass das Management da-
mit jedoch das Risiko eingeht, die Intensität der
Leistungserbringung nicht mehr direkt beeinflussen
zu können. Kommt es im Zuge der Einführung von
Gruppenarbeit zu einer Verschiebung der Lohn-
Leistungs-Relation, die von den Arbeitern als nach-
teilig beurteilt wird, so drohen die manageriellen
Vorzüge der Gruppenarbeit in ihr Gegenteil
umzuschlagen: Anstatt gestiegener Qualität, gesun-
kener Durchlaufzeiten und niedrigerer Lohnstück-
kosten, so die Annahme, könnten höhere Kran-
kenstände, innere Kündigung und „Dienst nach
Vorschrift“ realisiert werden (Friedman 1987,
Hyman 1993).
Um die sozialen Mechanismen näher zu unter-
suchen, die die Richtigkeit dieser These stützen
könnten, wollen wir drei betriebliche Ebenen unter-
scheiden, auf denen jeweils spezifische Folgen der
Gruppenarbeitseinführung zu erwarten sind:
Q die Mikroebene des Arbeitsverhältnisses zwi-
schen dem einzelnen Beschäftigten und dem Un-
ternehmen,
Q die Mesoebene der Beziehung zwischen den Mit-
gliedern der Arbeitsgruppe,
Q die Makroebene der Kollektivverhandlungen
zwischen Betriebsrat und Geschäftsleitung.
Auf der Mikroebene des einzelnen Beschäftigten
hat die Umgestaltung der Arbeitsorganisation zur
Folge, dass die Leistungsanforderungen an die Be-
schäftigten neu geregelt werden: Es werden disposi-
tive und koordinative Aufgaben vom früheren Vor-
gesetzten in die Gruppe verlagert, womit zugleich
die Verantwortlichkeit der Gruppenmitglieder für
die Sicherung des reibungslosen Produktionsablaufs
verbunden ist. Die Organisation der Material-
zufuhr, die operative Aufgabenverteilung, die Um-
setzung von Rahmenterminen sowie die Personal-
einsatz- und Urlaubsplanung zählen zu den
wichtigsten neuen Anforderungen an die Gruppen-
mitglieder. Kennzeichnend für diese zusätzlichen
Anforderungen ist nun, dass ihre Bewältigung nicht
jedem Gruppenmitglied individuell zugemessen
werden kann. So kann beispielsweise der Koordina-
tions- und Besprechungsaufwand in der Regel nur
von allen Gruppenmitgliedern gemeinsam bewäl-
tigt werden. Damit jedoch müssen die Beschäftigten
zusätzliche Aufgaben übernehmen, denen in der
Regel kein Äquivalent im bisherigen Entlohnungs-
system gegenübersteht (Kötter 1993: 309). Dessen
klassische Leistungslohnformen Akkord und Prä-
mie wie auch der Zeitlohn gratifizieren nur die indi-
viduelle Leistung, nicht aber die Zusatzleistung des
Kollektivs. Ohne einen neuen Entlohnungsbaustein
in Form einer Gruppenprämie verschiebt sich das
Lohn-Leistungs-Gefüge damit zum Nachteil der Be-
schäftigten. Dies geschieht in zweifacher Weise:
Zum einen kommt es zu einem direkten Zuwachs
an zu erbringenden Leistungen, und zum anderen
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Abb. 1 Verbreitung de-




möglich, N = 2001).
findet eine indirekte Leistungsverdichtung statt, da
die Übernahme von zusätzlichen Aufgaben Arbeits-
zeit in Anspruch nimmt, die von der Ausführung
der bisherigen individuell zugemessenen Aufgaben
abgeht. Ceteris paribus sinkt in beiden Fällen der
Lohn relativ zur individuell zu erbringenden Leis-
tung.
Doch nicht allein auf der Mikroebene des einzelnen
Beschäftigten, sondern auch auf der Mesoebene der
Arbeitsgruppe sind veränderte Aufgabenverteilun-
gen zu erwarten. Mit der Notwendigkeit zur Selbst-
koordination in der Gruppe kann es zwischen den
Gruppenmitgliedern zu Ungleichheiten in den tat-
sächlich erbrachten Arbeitspensen kommen. Wäh-
rend die einen größere Anteile an Koordinations-
funktionen übernehmen, tragen andere geringe
Anteile an diesen Kollektivaufgaben. Da es im Mo-
dell der teilautonomen Arbeitsgruppe jedoch keine
hierarchische Instanz gibt, die befugt wäre, die
Gleichverteilung der Kollektivaufgaben zu sichern6,
können gruppeninterne Ungleichheiten im Lohn-
Leistungs-Gefüge auftreten, durch die die Aktiven
gegenüber den Passiven benachteiligt werden.
Bemerkenswert an diesen Ungleichheiten ist, dass
sie nicht einfach durch die Einführung einer pau-
schalen Gruppenprämie überwunden werden kön-
nen, wie sie in einigen Betrieben praktiziert wird
(Busch 1991, Schmierl 1994: 179f., Weil 1986).
Diese Prämienform ist ja dadurch gekennzeichnet,
dass sie egalitär unter den Beschäftigten verteilt
wird, und gerade nicht unterschiedliche individuelle
Beiträge gratifizieren kann. Deshalb wurden in der
Arbeitswissenschaft verschiedentlich Entlohnungs-
modelle vorgeschlagen, die die Höhe der Gruppen-
prämie zwar von der Produktivität der Gruppe ab-
hängig machen, ihre Verteilung jedoch an den
individuellen Beitrag eines Gruppenmitglieds knüp-
fen (Eyer 1994: 108ff., Eyer/Stockhausen 1997).
Grundlage dieser individuellen Verteilung ist eine
vorherige Prüfung des Leistungsanteils eines Grup-
penmitglieds an der Kollektivaufgabe, die durch die
betriebliche Arbeitswirtschaft vorzunehmen wäre:
Eine Prozedur, die aufgrund ihrer fehlenden Prakti-
kabilität – man denke allein an die schiere Unmög-
lichkeit, das individuelle Engagement an Gruppen-
besprechungen zu messen – kaum zur Lösung des
Problems beitragen wird.
Auf der Makroebene der betrieblichen industriellen
Beziehungen gibt es zwei Anhaltspunkte, die dafür
sprechen, die Gestaltung der Entlohnungssysteme
als zentrales arbeitspolitisches Problem anzusehen:
einen juristischen und einen interessenpolitischen.
Erstens ist die Veränderung des Entlohnungssys-
tems nach §87,1 Nr. 10f. des Betriebsverfassungs-
gesetzes (BetrVG) mitbestimmungspflichtig. Setzen
wir einmal voraus, dass sich die Betriebsparteien an
die entsprechende gesetzliche Regelung halten,
dann steht die Geschäftsleitung unter Einigungs-
zwang: Sie ist darauf angewiesen, mit dem Betriebs-
rat eine Betriebsvereinbarung über Entlohnungs-
grundsätze in der Gruppenarbeit abzuschließen.7
Zweitens scheint die Einigung über Entlohnungs-
grundsätze der „härtere Top“ auf der innerbetrieb-
lichen Verhandlungsagenda zu sein als die Einigung
über die Änderung der arbeitsorganisatorischen
Abläufe. So kann man guten Grundes annehmen,
dass die mit der Einführung der teilautonomen
Gruppenarbeit verbundene Verlagerung von Ent-
scheidungsautonomie den Beschäftigteninteressen
weitgehend entgegen kommt. Anhaltspunkte dafür
vermittelt Prekuhl (2000), der auf einen positiven
Zusammenhang zwischen Autonomiegrad und Ar-
beitszufriedenheit hinweist. Demnach sind Beschäf-
tigte, die zu einem hohen Maß an der Organisation
des eigenen Arbeitsablaufs beteiligt sind und auftre-
tende Probleme eigenständig in der Gruppe lösen
können, im Durchschnitt deutlich zufriedener mit
ihrer Arbeit als ihre Kollegen in tendenziell fremd-
bestimmter Gruppenarbeit und an traditionellen
Einzelarbeitsplätzen (Prekuhl 2000: 194f.). Doch
nicht nur die Beschäftigten, sondern auch die Be-
triebsräte scheinen der Gruppenarbeit überwiegend
positiv gegenüberzustehen. In einer repräsentativen
Befragung im Maschinenbau gaben über ein Drittel
der befragten Betriebsräte an, dass die Arbeit des
Gremiums durch die Gruppenarbeit nicht negativ
beeinflusst würde; ein weiteres gutes Drittel sieht
sich durch die direkte Partizipation der Gruppen
gar entlastet. Nur etwa 30 Prozent der Betriebsräte
sehen ihren traditionellen Arbeitsbereich eingeengt
(Müller-Jentsch/Seitz 1998: 374f.).
Fazit: Während im Fall der Einführung von Grup-
penarbeit zumindest theoretisch eine gemeinsame
Schnittmenge der kollektiven Interessenlagen vor-
liegt, ist bei der Änderung der Entlohnungsgrund-
sätze kaum mit großen Überschneidungen zu
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6 Auch die häufig anzutreffenden Gruppensprecher besit-
zen keine solche interne Anweisungskompetenz, weil in
diesem Fall die Teilautonomie durch eine zusätzliche hie-
rarchische Instanz konterkariert werden würde.
7 Im Falle der Änderung der arbeitsorganisatorischen Ab-
läufe hat der Betriebsrat demgegenüber deutlich geringere
Mitwirkungsrechte. Ihm steht lediglich ein allgemeines In-
formationsrecht zu (§90, 1 Nr. 3 BetrVG). Nur in konkre-
ten personenbezogenen Angelegenheiten (§91 BetrVG)
kann der Betriebsrat bei der Gestaltung des Gruppen-
arbeitsplatzes mitbestimmen.
rechnen. Vielmehr ist von einem handfesten Inte-
ressenkonflikt auszugehen, in dessen Mittelpunkt
der Umfang der leistungsvariablen Bestandteile
steht. Während die Geschäftsleitungen bestrebt sein
können, Lohn und Leistung so zu koppeln, dass in-
dividuelle und kollektive Leistungsschwankungen
auch zu entsprechenden Lohnschwankungen füh-
ren, ist von einer Interessenlage der Betriebsräte
nach überwiegend schwankungsinvarianten Ent-
geltbestandteilen auszugehen (Bergmann 1998:
185, Moldaschl 1994: 139ff.).
Fragen wir nun erneut, weshalb sich die Betriebe so
schwer tun, das überkommene Entlohnungssystem
zu reformieren, so können wir nunmehr ein ge-
naueres Bild der unterschiedlichen Problemlagen
zeichnen. Wir sehen, dass von der Mikroebene des
einzelnen Beschäftigten erhöhter Bedarf zur Berück-
sichtigung von kollektiven Lohnbausteinen ausgeht.
Dieser Regelungsbedarf wird auf der Mesoebene der
Arbeitsgruppe dadurch verstärkt, dass die ungleiche
Verteilung von Aufgaben unter den Gruppenmitglie-
dern für die individuelle Lohnfindung unberücksich-
tigt bleibt. Diesem Problemdruck „von der Basis“
steht jedoch eine Pattsituation auf der Makroebene
der Betriebspolitik gegenüber, die in divergenten In-
teressenlagen begründet ist: dem Interesse an hoher
Lohnflexibilität auf der einen und dem Interesse an
Lohninvarianz auf der anderen Seite.
Mit diesen Überlegungen haben wir erste Hinweise
dafür erbringen wollen, dass die gegenwärtige
Etappe arbeitsorganisatorischer Dezentralisierun-
gen reichlich entlohnungspolitischen Sprengstoff
enthalten könnte. Da die bisherige Analyse jedoch
allein eine Beschreibung der „objektiven“ Interes-
senkonstellation liefern kann, ist sie auch nur
bedingt als Beleg für unsere These geeignet. Eine
überzeugende soziologische Erklärung müsste dem-
gegenüber jedoch zeigen können, dass die von uns
als „objektiv“ angenommenen Interessenlagen auch
in der sozialen Realität des Betriebs anzutreffen
sind. Deshalb müssen wir uns im nächsten Schritt
der empirischen Frage zuwenden, ob die Beschäftig-
ten die beschriebene Diskrepanz im Lohn-Leis-
tungs-Verhältnis auch faktisch wahrnehmen. Dabei
ist erstens zu klären, unter welcher Perspektive die
Beschäftigten die Entlohnungsgrundsätze beurtei-
len. Zweitens muss gezeigt werden, welche Entloh-
nungsgrundsätze aus der Sicht der Beschäftigten als
wünschenswert gelten und welche nicht. Und drit-
tens müssen wir darlegen, inwiefern die subjektive
Bewertung des Entlohnungssystems Konsequenzen
auf das Verhalten der Beschäftigten im Betrieb nach
sich zöge. Diese Fragen stehen im Vordergrund des
folgenden Abschnitts.
3. Die Gerechtigkeitsbewertung des
Entlohnungssystems
Bei der Bewertung des Entlohnungssystems können
sich die Beschäftigten sicherlich von verschiedenen
Maßstäben leiten lassen. Wenn es jedoch um die
Frage der Legitimität jener Regeln geht, die die
Lohn-Leistungs-Relation festlegen, so spielen Ein-
stellungen zur sozialen Gerechtigkeit eine zentrale
Rolle. Dabei handelt es sich um Vorstellungen
darüber, nach welchen Regeln und über welche
Vergabeverfahren materielle (Einkommen, Ver-
günstigungen) und immaterielle (Prestige, Anerken-
nung) Güter verteilt werden sollten: ob sich
beispielsweise das Einkommen allein nach der indi-
viduell erbrachten Leistung richten sollte, ob Senio-
ritätsgesichtspunkte oder die soziale Lage einer Per-
son entscheidend sein sollten. Die Rolle dieser
Gerechtigkeitseinstellungen in erwerbswirtschaftli-
chen Organisationen wurde im Rahmen der Justice
in Organizations-Forschung bislang unter zwei Fra-
gestellungen untersucht: (1) Was glauben die Be-
schäftigten einer Organisation, was gerecht ist und
warum glauben sie es? Und: (2) Welche Folgen ha-
ben wahrgenommene Ungerechtigkeiten in Organi-
sationen? (vgl. Liebig 1997, 2002).
Eines der wesentlichen Ergebnisse dieses For-
schungsfeldes besteht darin, dass bei der Verteilung
von Einkommen und anderen materiellen oder im-
materiellen Gütern im Betrieb durchaus verschiede-
ne Regeln Anwendung finden sollten. Zwar gilt das
Leistungsprinzip – also eine Belohnung proportio-
nal zur erbrachten Arbeitsleistung – als die Regel,
die bei der Verteilung von Gütern im Betrieb primär
zu berücksichtigen sei, doch es werden auch solche
Verteilungsregeln als gerecht angesehen, die dem
Prinzip der Gleichheit, der individuellen Bedürftig-
keit oder der erworbenen Anrechte verpflichtet
sind. Eine gerechte Verteilung ergibt sich deshalb
nicht aus der Anwendung von nur einem Vertei-
lungsprinzip. Es ist gerade die Kombination der un-
terschiedlichen Regeln und deren jeweilige Gewich-
tung bei der Bestimmung einer Belohnung, die für
die wahrgenommene Gerechtigkeit eines Entloh-
nungssystems ausschlaggebend sind.
Entscheidend ist nun, dass die Vorstellungen darü-
ber, welche Relevanz und welche relative Bedeu-
tung eine Verteilungsregel haben sollte, nach der in
einem Betrieb dominanten Art der Beziehung zwi-
schen den Beschäftigten variiert. So konnte Kaba-
noff (1991) zeigen, dass in Betrieben mit ausdiffe-
renzierter Hierarchie Verteilungsregeln präferiert
werden, die tendenziell ungleichere Einkommens-
verteilungen zwischen den Beschäftigten zulassen.
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Demgegenüber plädieren Beschäftigte unter den Be-
dingungen einer „flacheren“ Hierarchie für tenden-
ziell egalitäre Einkommensverteilungen. Damit
scheinen solche Verteilungsregeln als gerecht wahr-
genommen zu werden, die mit der Art der sozialen
Beziehungen kongruent sind. Dies bedeutet, dass in
Arbeitssituationen, in denen beispielsweise ein ho-
her Wettbewerb zwischen den Beschäftigten be-
steht, eine Entlohnung strikt nach dem Prinzip in-
dividueller Leistung als gerecht gilt. Sind die
Beziehungen am Arbeitsplatz dagegen durch star-
ke Kooperation, Solidarität und hohe soziale
Integration geprägt, werden egalitäre und auf die
Leistung der gesamten Gruppe bezogene Entloh-
nungsformen als gerecht angesehen (Schwinger
1981).
Seniorität, individuelle Leistung, Gruppenergebnis
oder Unternehmenserfolg sind also keine univer-
salistischen Verteilungsgrundsätze, sondern können
in unterschiedlichen sozialen Kontexten auf Zu-
stimmung oder Ablehnung stoßen. Dementspre-
chend können wir annehmen, dass sich mit einer
Veränderung der Arbeitsstrukturen gleichzeitig
auch die Vorstellungen darüber ändern, welche
Regeln bei der Zuweisung des individuellen Ein-
kommens als gerecht angesehen werden. Mit an-
deren Worten: Mit dem Wechsel von einer einzel-
zu einer gruppenarbeitsplatzbezogenen Tätigkeit
erwarten wir auch eine Veränderung der Vorstel-
lungen über gerechte Entlohnungsgrundsätze. Dies
bedeutet, dass wir in jenen Betrieben mit einem
höheren Grad an wahrgenommener Ungerechtig-
keit des Entlohnungssystems rechnen müssen, wo
die Arbeitsstrukturen verändert wurden, ohne
dass gleichzeitig das Entlohnungssystem an diese
angepasst wurde.
Ist zu erwarten, dass sich diese Bewertungen auch
in den betrieblichen Abläufen niederschlagen?
Ganz allgemein liegen zur Verhaltensrelevanz von
Gerechtigkeitseinstellungen in Betrieben eine Reihe
ausführlicher empirischer Befunde vor (Cropanza-
no/Randall 1992, Cropanzano/Kacmar 1995, Fol-
ger/Cropanzano 1998, Greenberg 1990; für einen
Überblick vgl. auch Cohen-Charash/Spector 2001
sowie Colquitt et al. 2001). Bereits die frühen aus-
tauschtheoretisch argumentierenden Arbeiten zur
sozialpsychologischen „Equity-Theorie“ haben da-
rauf hingewiesen, dass Personen dann ihre Arbeits-
leistungen reduzieren, wenn sie den Eindruck
haben, ungerechtfertigterweise ein zu geringes Ein-
kommen zu erhalten (Homans 1953). Die Leis-
tungszurückhaltung wird dabei als eine Strategie in-
terpretiert, die individuellen Aufwendungen und
den daraus erhaltenen Ertrag in ein Gleichgewicht
zu bringen. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen,
dass eine andauernde Erfahrung ungerechter Beloh-
nungen zu einer Reaktion führt, die Adams (1965)
als „leaving the field“ bezeichnet hat: Man entzieht
sich durch innere Kündigung oder durch „krank
machen“ der als ungerecht wahrgenommenen Si-
tuation am Arbeitsplatz. Weiterhin zeigte sich das
Ausmaß an Anerkennung der Arbeitnehmervertre-
tung davon abhängig, ob es ihr gelang, die Interes-
sen der Arbeitnehmer in unternehmensinternen Ver-
teilungsverfahren gegenüber dem Management
angemessen durchzusetzen (Fryxell/Gordon 1989,
Lengfeld 2002). Umgekehrt konnte aber auch ge-
zeigt werden, dass eine als gerecht wahrgenommene
Entlohnung dazu führen kann, dass die Beschäftig-
ten ein größeres Engagement am Arbeitsplatz zei-
gen (Moorman 1991).
Von Sheppard et al. (1992) stammt der Vorschlag,
die bislang in den verschiedenen empirischen Studi-
en identifizierten Reaktionen auf Ungerechtigkeiten
am Arbeitsplatz mit Hilfe von Hirschmans „Exit-
Voice-Paradigma“ zu systematisieren. Dementspre-
chend lassen sich insgesamt vier mögliche Reak-
tionstypen unterscheiden, die in Abhängigkeit von
zwei Dimensionen variieren: Die Beschäftigten kön-
nen (1) eine konstruktive oder eine destruktive Stra-
tegie wählen, und sie können sich (2) aktiv oder re-
aktiv zu erfahrenen Ungerechtigkeiten verhalten.
Aus der Kreuztabellierung beider Dimensionen lei-
ten Sheppard und Mitarbeiter vier mögliche Folgen
von Ungerechtigkeiten am Arbeitsplatz ab: Wider-
spruch (voice behavior), Austrittsverhalten (exit be-
havior), Leistungszurückhaltung (withdrawal beha-
vior) oder Loyalität (loyalty behavior). Zeigen die
Beschäftigten beispielsweise Widerspruchsverhal-
ten, so liegt dem eine destruktiv-aktive Reaktions-
weise zugrunde. Loyalität wird demgegenüber als
konstruktiv-reaktive Verhaltensweise angesehen.
Sie äußert sich in einer Umdeutung der Ungerech-
tigkeit: Eine ungerechte Benachteiligung erscheint
plötzlich nicht mehr als solche. Wir können also da-
von ausgehen, dass erfahrene Ungerechtigkeit am
Arbeitsplatz – sei es im Hinblick auf das eigene Ein-
kommen oder auch im Hinblick auf das bestehende
Entlohnungssystem – zu einer für die betrieblichen
Abläufe relevanten Veränderung von Einstellungen
und Verhaltensweisen der Beschäftigten führt.
Wenn diese Erkenntnisse auch für unsere Frage des
Zusammenhangs zwischen Entlohnungsgerechtig-
keit und Gruppenarbeitseinführung Gültigkeit
beanspruchen können, so müssen sich wahrgenom-
mene Ungerechtigkeiten ebenso in den Arbeitsein-
stellungen und im Arbeitsverhalten der Beschäftig-
ten niederschlagen. Die Wahrscheinlichkeit zu
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Widerspruch, Leistungszurückhaltung, geringerer
Loyalität zum Unternehmen oder Kündigung müss-
te sich dann erhöhen, wenn die Beschäftigten im
Zuge der Einführung von Gruppenarbeit zusätzli-
che, kollektiv zu bewältigende Aufgaben zu über-
nehmen haben, die im bisherigen Entlohnungssys-
tem nicht abgegolten werden. Sollte dies der Fall
sein, so würden wir zugleich einen Hinweis für die
These erhalten, dass die betrieblichen industriellen
Beziehungen einem „neuen Verhandlungsdruck“
ausgesetzt sind. Die Betriebsparteien stünden dann
nämlich unter dem Zwang, einen Entlohnungskom-
promiss herbeizuführen, um auf Seiten der Beleg-
schaft Loyalitätsverluste gegenüber dem Unterneh-
men und Legitimationsverluste gegenüber dem
Betriebsrat zu vermeiden: Eine Aufgabe, die auf-
grund der genannten divergierenden Interessenla-
gen jedoch schwer bewältigbar scheint.
Nunmehr sind wir in der Lage, auf der Grundlage
der bisherigen Argumentation drei empirisch zu
überprüfende Hypothesen zu formulieren. Wir ha-
ben zunächst argumentiert, dass es durch die Ver-
änderung der Arbeitsstrukturen bei der Einführung
von Gruppenarbeit dann zu einer gesteigerten
Ungerechtigkeitswahrnehmung der Beschäftigten
kommt, wenn die Entlohnungsgrundsätze nicht an
die veränderten Arbeitsbedingungen angepasst wur-
den. Wir begründeten dies erstens mit einer
Veränderung der Lohn-Leistungs-Relation und
zweitens mit einer Beobachtung aus der Gerechtig-
keitsforschung, wonach offenbar für bestimmte Ar-
ten sozialer Beziehungen jeweils spezifische Vertei-
lungsregeln als gerecht angesehen werden. Unsere
erste Hypothese lautet deshalb:
H1: Werden die Arbeitsstrukturen verändert, ohne
gleichzeitig das Entlohnungssystem an die
neue Situation anzupassen, so ist mit einem er-
höhten Ungerechtigkeitsempfinden in der Be-
legschaft zu rechnen.
Weiterhin haben wir argumentiert, dass es für die
individuelle Leistungsbereitschaft und die Legitima-
tion des Betriebsrats nicht unerheblich ist, ob das
Entlohnungssystem als gerecht oder als ungerecht
wahrgenommen wird. Auf der Grundlage der Ar-
beiten aus der Justice in Organizations-Forschung
vermuten wir deshalb:
H2: Werden Ungerechtigkeiten im Zusammenhang
mit dem bestehenden Entlohnungssystem wahr-
genommen, so äußert sich dies
a) in einer geringeren Loyalität zum Unterneh-
men,
b) in einer größeren Leistungszurückhaltung,
etwa in Form höherer Fehlzeiten, sowie
c) in einer negativeren Einstellung zum Be-
triebsrat.
Schließlich haben wir vermutet, dass die gegenwär-
tige arbeitspolitische Problemlage, soweit sie die
Einführung der Gruppenarbeit zum Gegenstand
hat, nicht vorrangig von Problemen der Organisa-
tion des Arbeitsvollzugs, sondern vielmehr durch
Konflikte um die Veränderung des Entlohnungssys-
tems gekennzeichnet ist. Dies leiten wir aus zwei
Annahmen ab: Erstens einer „strukturalistischen“
Argumentation, wonach Geschäftsleitung und Be-
triebsrat in Verhandlungen zur Änderung des beste-
henden Entlohnungssystems divergierende Interes-
sen vertreten, wobei beide Seiten von der
Zustimmung der jeweils anderen abhängig sind.
Und zweitens einer „subjektivistischen“ Argumen-
tation, bei der wir davon ausgehen, dass weniger
die wahrgenommenen Probleme der Arbeitsanfor-
derungen oder der Partizipation am Arbeitsplatz als
vielmehr die Gerechtigkeit des eigenen Einkom-
mens für das Leistungsverhalten entscheidend sind.
Unsere dritte Hypothese lautet daher:
H3: Die Entwicklung der Produktivität in den Ein-
heiten mit Gruppenarbeit ist weniger durch
die wahrgenommene Zunahme der Arbeitsan-
forderungen oder das Ausmaß an Autonomie
der Arbeitsgruppe, sondern stärker durch die
wahrgenommene Gerechtigkeit der eigenen
Entlohnung bestimmt.
Die Gültigkeit dieser drei Hypothesen möchten wir
im Folgenden anhand der Ergebnisse einer Beschäf-
tigtenbefragung überprüfen.
4. Daten, Methode und Variablen
Die verwendeten Daten stammen aus einer standar-
disierten Befragung in 21 Betrieben der Metall-
industrie. Die Betriebe befanden sich in Nordrhein-
Westfalen und Baden-Württemberg und hatten
zwei Jahre vor Erhebungszeitpunkt mindestens in
einer Produktions- oder Montageeinheit teilautono-
me Gruppenarbeit eingeführt. Die Auswahl der Be-
triebe geschah über ein Screening im Januar 1999,
bei dem 4010 Betriebe über telefonische Kurzinter-
views zur Art der durchgeführten Dezentralisierung
und einer Reihe von Betriebskennzahlen befragt
wurden. Aus diesen Betrieben wurden 250 Betriebe
mit mehr als 100 Beschäftigten ausgewählt, von de-
nen sich 21 für die Teilnahme an der Beschäftigten-
befragung bereit erklärten. In jedem dieser Betriebe
wurde mit einem Vertreter der Geschäftsleitung ein
leitfadengestütztes Interview geführt, in dem die
wesentlichen Eckdaten der Einführung von Grup-
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penarbeit erfragt wurden. Über einen standardisier-
ten „Betriebsfragebogen“ wurden eine Reihe be-
triebsstatistischer Merkmale sowie Angaben zur
Personalstatistik und der Produktivitäts- und Kran-
kenstandsentwicklung in den Einheiten erhoben, in
denen Gruppenarbeit eingeführt wurde. Es wurden
daraufhin 685 Arbeiterinnen und Arbeiter, 72 Füh-
rungskräfte der von den Veränderungsprozessen
unmittelbar betroffenen Einheiten, 37 Betriebsräte
sowie 42 Angehörige des oberen Managements be-
fragt. Die Befragung erfolgte über einen schriftli-
chen, standardisierten Fragebogen, der in seinem
Hauptteil für alle Befragtengruppen identisch war
und lediglich in einzelnen Modulen für Arbeiter,
Führungskräfte, Betriebsräte und Mitglieder des
oberen Managements variierte (Näheres siehe
Lengfeld/Liebig 2001: 15ff.)
Die Organisation der Befragung vor Ort sowie die
Dateneingabe und Datenbereinigung erfolgte über
ein kommerzielles Befragungsinstitut. Alle von den
arbeitsorganisatorischen Veränderungen betroffe-
nen Arbeiter erhielten den Fragebogen am Arbeits-
platz. Die in der Regel zu Hause ausgefüllten Fra-
gebögen wurden nach spätestens vier Tagen durch
einen Beauftragten des Umfrageinstituts am Ar-
beitsplatz anonym eingesammelt. Die Führungs-
kräfte der betroffenen Einheiten wurden jeweils
vollständig befragt. Die Befragten aus dem oberen
Management und die Mitglieder des Betriebsrats
wurden gezielt ausgewählt, wobei nur diejenigen
befragt wurden, die an der Planung und bei der
Umsetzung der Gruppenarbeit beteiligt waren. Die
ausgefüllten Fragebögen dieser Befragtengruppen
wurden über die Hauspost eingesammelt. Die
Rücklaufquote betrug insgesamt 73,3 Prozent, wo-
von 70,3 Prozent auf die Arbeiter, 88,8 Prozent auf
die Führungskräfte, 92,5 Prozent auf die Betriebs-
räte und 95,5 Prozent auf die Vertreter des oberen
Managements entfallen.
4.1 Gerechtigkeitseinstellungen
In der Vergangenheit hat es sich als sinnvoll erwie-
sen, bei der Rekonstruktion subjektiver Einstellun-
gen zur sozialen Gerechtigkeit zwei Urteilstypen zu
unterscheiden: Ergebnis- und ordnungsbezogene
Urteile (Liebig 1997, Wegener 1992,1999). Im ers-
ten Fall bewerten Personen die Gerechtigkeit der
Ergebnisse einer Verteilung. Dies kann sich auf den
eigenen oder auch den Anteil anderer Personen be-
ziehen. In der vorliegenden Studie sollten die Be-
fragten ihr monatliches Bruttoeinkommen bewer-
ten. Dazu sollten Sie zunächst angeben, wie hoch
ihr Bruttoeinkommen ist, um es anschließend an-
hand einer elf-stufigen Skala danach zu bewerten,
ob es gerecht (Null-Punkt der Skala) oder – im Fall
einer bestehenden Ungerechtigkeit – in welchem
Ausmaß es ungerechterweise zu niedrig (bis –5)
oder zu hoch (bis +5) ist.
Bei den ordnungsbezogenen Gerechtigkeitsurteilen
stehen nicht die konkreten Belohnungsbeträge im
Mittelpunkt, sondern die Regeln, nach denen das
Einkommen im Unternehmen festgesetzt wird. In
unserer Studie legten wir den Befragten insgesamt
sieben Kriterien vor, die bei der Gehaltsfindung eine
Rolle spielen können: der formale Ausbildungs-
stand, das Engagement über das Notwendige hi-
naus, die individuelle Leistung, die Leistung der
Arbeitsgruppe, die aktuelle Lage auf dem Arbeits-
markt, Verantwortung am Arbeitsplatz und der
wirtschaftliche Erfolg des ganzen Unternehmens.
Im ersten Schritt musste mit Hilfe einer vier-stufi-
gen Skala beschrieben werden, wie groß der Ein-
fluss dieser Kriterien bei der Gehaltsfindung für ei-
ne Person auf der gleichen Hierarchieebene
idealerweise sein sollte, damit das Einkommen ge-
recht sei. Im zweiten Schritt mussten die Befragten
angeben, wie groß der Einfluss der einzelnen Merk-
male tatsächlich ist. Aus diesen Angaben können
wir das Ausmaß der subjektiv empfundenen Unge-
rechtigkeit der einzelnen Entlohnungskriterien er-
rechnen: Wir subtrahieren dazu die Skalenwerte für
die tatsächliche Bedeutung zum Zeitpunkt der Be-
fragung von den Skalenwerten, die die Kriterien ge-
rechterweise haben sollten. Da uns nicht interes-
siert, ob unsere Befragten für die einzelnen
Kriterien ein größeres oder ein geringeres Gewicht
wünschen, sondern allein wichtig ist, ob und in
welchem Ausmaß die gegenwärtige Situation unge-
recht ist, definieren wir den Absolutbetrag der Ab-
weichung des Ist- vom Soll-Zustand als Maß der
empfundenen Ungerechtigkeit hinsichtlich des je-
weiligen Kriteriums (zur Operationalisierung der
verwendeten Variablen siehe Anhang).
Da für unsere Argumentation allein die Gerechtig-
keitsbewertungen der Beschäftigten auf dem „shop-
floor“ entscheidend sind, werden wir für unsere
Analysen nur die Angaben der Arbeiterinnen und
Arbeiter zugrunde legen. Wir haben es demzufolge
auch mit einer weitgehend homogenen Stichprobe
zu tun, die weder in der beruflichen Stellung noch
in den Bildungsabschlüssen stark variiert. Zudem
stammen die Befragten aus zwei Regionen, und die
untersuchten Betriebe gehören einer Branche an.
Vor diesem Hintergrund erscheint es uns vertretbar,
auf anspruchsvollere multivariate Analyseverfahren
zu verzichten. Die Überprüfung unserer Hypothe-
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sen wollen wir deshalb mit Hilfe bivariater Mittel-
wertsvergleiche vornehmen. Freilich setzen wir da-
mit voraus, dass die Gerechtigkeitsbewertungen
mindestens auf Intervallskalenniveau gemessen
wurden. Dies muss bei den hier verwendeten vier-
stufigen Antwortskalen nicht notwendigerweise der
Fall sein. Deshalb wollen wir Mittelwertsunter-
schiede erst dann als Hinweis für die Gültigkeit un-
serer ersten und zweiten Hypothese interpretieren,
wenn auch auf der Grundlage von Verfahren für or-
dinale Skalen (Kruskal Wallis H-Test) signifikante
Rangunterschiede in den ursprünglichen Variablen
zu beobachten sind, die für die Berechnung der Ist-
Soll-Differenz verwendet werden (tatsächliche und
erwünschte Bedeutung der einzelnen Einkommens-
kriterien).
4.2 Bedingungen und Folgen der
Gerechtigkeitsbewertung
Entsprechend unserer ersten Hypothese erwarten
wir in jenen Betrieben einen höheren Grad an Un-
gerechtigkeitswahrnehmung, bei denen nach der
Einführung der Gruppenarbeit keine Anpassung
des Entlohnungssystems an die veränderten Ar-
beitsbedingungen erfolgte. Ob in einem Betrieb eine
solche Veränderung stattgefunden hat oder nicht,
können wir aus den leitfadengestützten Interviews
mit den Vertretern der jeweiligen Geschäftsführung
rekonstruieren. Dadurch können wir auch diejeni-
gen Betriebe identifizieren, die bei der Veränderung
des Entlohnungssystems Elemente der Gruppenent-
lohnung eingeführt haben. Wir erwarten, dass die
empfundene Ungerechtigkeit in Betrieben ohne Ver-
änderung des Entlohnungssystems bei denjenigen
Entlohnungsgrundsätzen am größten ist, die sich
unmittelbar auf die veränderten Anforderungen
und Bedingungen der Gruppenarbeit beziehen – al-
so die Kriterien Engagement, Verantwortung und
Gruppenleistung. Gerade in Betrieben, in denen ei-
ne Gruppenentlohnung eingeführt wurde, müsste
das Ungerechtigkeitsempfinden deutlich niedriger
sein, weil hier eine größere Kongruenz zwischen Ar-
beitsstruktur und Entlohnungssystem besteht.
Was die möglichen Konsequenzen der Bewertung
des Entlohnungssystems anbelangt, so verfügen wir
über zwei Arten von Informationen. Einmal wur-
den die Befragten über Einstellungsabfragen nach
ihrer Loyalität zum Unternehmen und nach ihrer
Bewertung des Betriebsratshandelns befragt. In bei-
den Fällen wurden den Befragten Aussagen vor-
gelegt, bei denen sie jeweils auf einer vier-stufigen
Skala angeben konnten, inwieweit diese für ihre ei-
gene Situation zutreffen. Die Angaben wurden di-
chotomisiert, indem die beiden Zustimmungskate-
gorien bzw. die beiden Ablehnungskategorien
zusammengefasst wurden. Wir gehen davon aus,
dass ein geringeres Ungerechtigkeitsempfinden bei
denjenigen Befragten zu finden ist, die eine hohe
Loyalität zum Unternehmen berichten. Wir erwar-
ten gleichzeitig bei denjenigen, die das bestehende
Entlohnungssystem tendenziell als ungerechter
wahrnehmen, eine kritischere Haltung gegenüber
dem Betriebsrat.
Darüber hinaus liegen uns aus den standardisierten
Betriebsfragebögen Angaben über die Entwicklung
des Krankenstands und der Produktivität in den un-
tersuchten Einheiten vor. Freilich handelt es sich da-
bei um Einschätzungen der Geschäftsleitung bzw.
der von ihnen zur Beantwortung beauftragten Per-
sonen – wir verfügen also streng genommen nicht
über „objektive“ Messungen. Gleichwohl eignen
sich diese Angaben für eine Überprüfung möglicher
Aggregatseffekte subjektiver Gerechtigkeitsbewer-
tungen, da sie unabhängig von den befragten Arbei-
tern erhoben wurden. Wir überprüfen zunächst, ob
das Ausmaß an Ungerechtigkeit in Einheiten mit ei-
nem gleichbleibenden bzw. ansteigenden Kranken-
stand höher ist als in Einheiten, in denen die Ge-
schäftsleitung eine Abnahme des Krankenstands
konstatiert. Anknüpfend an die bisherigen Studien
der Justice in Organizations-Forschung nehmen wir
an, dass Ungerechtigkeitserfahrungen am Arbeits-
platz tendenziell zu unterschiedlichen Formen von
Exit-Reaktionen führen.
Die Bedeutung der Gerechtigkeitsbewertungen für
die Arbeitsproduktivität der untersuchten Einheiten
wollen wir im Zusammenhang mit unserer dritten
Hypothese untersuchen. Auch bei den Angaben zur
Produktivität stützen wir uns auf die Angaben der
Geschäftsleitung. Im Betriebsfragebogen sollte dazu
die Frage beantwortet werden, ob die Arbeitspro-
duktivität in der untersuchten Einheit seit der Ein-
führung der Gruppenarbeit abgenommen hat,
gleich geblieben ist oder sich erhöht hat. Für unsere
Mittelwertsvergleiche teilen wir die Befragten dann
entlang der Frage, ob es in ihrem Unternehmen zu
keiner Veränderung bzw. einem Rückgang der Pro-
duktivität gekommen ist, oder ob es einen Anstieg
der Produktivität gegeben hat. Wir vergleichen in
beiden Gruppen (1) die Urteile zur Gerechtigkeit
des eigenen Einkommens mit den Einschätzungen
der Arbeiter zur (2) Veränderung der Arbeitssitua-
tion und (3) der Autonomie in der Gruppe. Die wahr-
genommene Veränderung der Arbeitssituation wur-
de über sechs Items abgefragt. Dabei sollten die
Befragten auf einer vier-stufigen Skala („trifft voll
zu“ bis „trifft überhaupt nicht zu“) angeben, ob es
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in ihrem Fall zu einer Erweiterung der Aufgaben
und der Verantwortung sowie zu einer Erhöhung
der Qualifikationsanforderung und des Leistungs-
drucks gekommen ist. Wir interpretieren dies als ei-
nen Indikator für den Grad der Zunahme an Ar-
beitsanforderungen, der durch die Einführung der
Gruppenarbeit eingetreten ist. Das wahrgenom-
mene Ausmaß an Autonomie in den Arbeitsgrup-
pen wurde ebenfalls über sieben vier-stufige Items
erfasst. Hier ging es um die Frage, inwieweit die
Gruppe über ihre Zusammensetzung, die Häufig-
keit und die Inhalte der Gruppensitzungen, die Ar-
beitszeit, die Qualifikationsmaßnahmen, die Auf-
gabenverteilung und die Produktionsmenge selbst
entscheiden kann. In beiden Fällen verwenden wir
die Faktorwerte, die wir auf der Grundlage einer
Faktorenanalyse berechneten.8 Im Sinne unserer
dritten Hypothese erwarten wir, dass weder die Zu-
nahme der Arbeitsanforderungen noch die der Au-
tonomie einen Zusammenhang mit der Produktivi-
tät in der Einheit aufweisen. Statt dessen erwarten
wir signifikante Unterschiede bei den Gerechtig-
keitsbewertungen. Dementsprechend müssten in
Einheiten, in denen ein geringeres Ausmaß an Un-
gerechtigkeit der Entlohnung festgestellt wird, auch
eine höhere Produktivität zu beobachten sein.
Bei der Überprüfung unserer Hypothesen über Mit-
telwertsvergleiche bzw. Rangunterschiede sind wir
mit dem Problem konfrontiert, dass wir dies auf
der Grundlage einer Reihe von bivariaten Verglei-
chen vornehmen. Je mehr Vergleiche wir dabei ver-
wenden, um so größer ist die Wahrscheinlichkeit,
dass wir auf ein rein zufällig signifikantes Ergebnis
stoßen.9 Um eine daran anschließende Interpreta-
tion eines statistischen Artefaktes zu vermeiden, ist
es üblich, eine Adjustierung des α-Fehlers entspre-
chend der Anzahl der für die Überprüfung der Hy-
pothesen notwendigen Vergleiche vorzunehmen
(Bortz 1985: 321f.). Die Schwelle für die Annahme
einer Hypothese ist dann also nicht mehr ein fünf-
prozentiges, sondern ein deutlich geringeres Signifi-
kanzniveau. Der entsprechende Wert des α-Fehlers
nimmt dabei in dem Maße ab, wie die Anzahl der
für die Hypothesentestung verwendeten Vergleiche
ansteigt.10 Durch die Adjustierung des α-Fehlers
und die oben bereits erwähnte doppelte Testung der
ordnungsbezogenen Urteile über metrische und or-
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Tabelle 2 Übersicht zu den testenden Unterschiedshypothesen, den verwendeten Verfahren und den Prüfkriterien






H1: Veränderung des Entlohnungssystems
und Gruppenlohnanteil
H-Test / t-Test .0018 / .0036 t-Test .0253



















Anmerkung: Kruskall Wallis Test (H-Test) jeweils für die tatsächliche oder erwünschte Bedeutung der Einkommenskriterien, t-Test für die
Ist-Soll-Differenzen.
8 Hauptkomponentenanalyse mit anschließender Vari-
max-Rotation. Die Kommunalitäten reichen von .37 bis
.75. Die beiden Faktoren erklären 52% der Gesamt-
varianz der insgesamt 13 Variablen (die Eigenwerte betra-
gen 4.186 für Autonomie und 2.589 für Zunahme der Ar-
beitsanforderungen).
9 Da wir es weder mit einer Zufallsstichprobe von Betrie-
ben noch mit einer gesicherten Zufallsstichprobe von Be-
schäftigten in den untersuchten Betrieben zu tun haben,
wird der Begriff „signifikant“ nicht in seinem klassischen
inferenzstatistischen Sinne verwendet. Signifikanztests
dienen uns allein zur Bestimmung der Irrtumswahrschein-
lichkeit von Mittelwertsunterschieden zwischen den unter-
suchten Teilstichproben. Verallgemeinerungen auf Be-
schäftigte anderer Betriebe oder Branchen sind damit
nicht möglich.
10 Wir berechnen den adjustierten α-Fehler getrennt nach
den drei formulierten Unterschiedshypothesen und den
beiden ordnungs- und ergebnisbezogenen Urteilsarten.
Letzteres ergibt sich aus der Einsicht, dass beide Urteils-
arten nicht notwendigerweise identisch sein müssen – Per-
sonen können durchaus geltende Regeln als gerecht anse-
hen, das eigene Ergebnis der Einkommensverteilung im
Unternehmen aber als ungerecht bewerten und vice versa.
Zugleich differenzieren wir für die zweite Hypothese nach
den drei möglichen Urteilsfolgen (vgl. zu diesem Vorgehen
Diekmann 1995: 585ff.).
dinale Verfahren verschärfen wir somit die Bedin-
gungen, die über die Annahme bzw. Ablehnung un-
serer drei Hypothesen entscheiden. Tabelle 2 fasst
die einzelnen Schritte dieses methodisch „konser-
vativen“ Vorgehens und die dabei relevanten Prüf-
kriterien noch einmal zusammen.
5. Ergebnisse
Zur Beschreibung der ordnungsbezogenen Urteile
unserer Befragten sind in Abbildung 2 zunächst die
Mittelwerte für die tatsächliche Bedeutung der sie-
ben Einkommenskriterien und die aus Sicht unserer
Befragten gerechte Bedeutung dieser Kriterien dar-
gestellt. Wir sehen, dass mit Ausnahme des Kriteri-
ums „Arbeitsmarkt“ deutliche Diskrepanzen zwi-
schen der wahrgenommenen und der als gerecht
eingeschätzten Bedeutung bestehen – dies gilt ins-
besondere für die Kriterien Engagement, Verant-
wortung, individuelle Leistung und Gruppenleis-
tung. Für unsere weitere Analyse ist nun aber
wichtig, ob die Diskrepanzen zwischen Ist- und
Soll-Bedeutung dort geringer werden, wo im An-
schluss an die arbeitsorganisatorischen Verände-
rungen auch das Entlohnungssystem verändert
wurde.
Die Ergebnisse dazu finden sich in Tabelle 3. Ver-
gleichen wir zunächst die absoluten Differenzen
zwischen der Ist- und Soll-Bedeutung der sieben
Einkommenskriterien, so finden wir signifikante
Rang- und gleichzeitig Mittelwertsunterschiede
für die Kriterien Engagement und Gruppenleis-
tung. Durchaus im Sinne unserer ersten Hypothese
berichten die Beschäftigten in Betrieben ohne ver-
ändertem Entlohnungssystem also deutlich höhere
Ungerechtigkeiten in Bezug auf die Gratifizierung
des individuellen Engagements und der Gruppen-
leistung. Weiterhin können wir sehen, dass in Be-
trieben ohne Gruppenlohnanteil signifikant höhe-
re Ungerechtigkeiten gegenüber genau diesem
Kriterium empfunden werden. Unsere Hypothese
wird auch durch die Befunde zu den ergebnisbezo-
genen Urteilen untermauert. Denn in Betrieben
ohne verändertes Entlohnungssystem werden
nicht nur die Regeln, sondern auch das individuel-
le Einkommen vergleichsweise als ungerechter be-
wertet.
Finden wir auch Hinweise für die einstellungs- oder
verhaltensbezogene Relevanz dieser Gerechtigkeits-
bewertungen? In Tabelle 4 sind die Mittelwertsun-
terschiede für die wahrgenommene Ungerechtigkeit
der sieben Entlohnungskriterien getrennt für Per-
sonen mit unterschiedlicher Loyalität und einer
eher positiven oder negativen Beurteilung des Be-
triebsratshandelns wiedergegeben. In der letzten
Spalte berichten wir die Ungerechtigkeitswahrneh-
mungen in Einheiten mit unterschiedlicher Kran-
kenstandsentwicklung. An diesen Ergebnissen wird
zunächst deutlich, dass insbesondere eine geringe
Loyalität zum Unternehmen mit einem deutlich hö-
heren Niveau an Ungerechtigkeit verbunden ist.






II; Mittelwerte, nur Arbei-
ter, N = 575).
W Faktische Bedeutung; T Erwünschte Bedeutung
Von den insgesamt sieben Entlohnungskriterien
weisen fünf deutliche Rang- und Mittelwertsunter-
schiede zwischen den beiden untersuchten Teilstich-
proben auf.
Bei der Bewertung des Betriebsrats zeigt sich, dass
Personen, die der Meinung sind, der Betriebsrat
setzte sich nicht für die Belegschaft ein, durchweg
höhere Ungerechtigkeitswahrnehmungen berichten;
aufgrund unserer konservativen Bestimmung der
Irrtumswahrscheinlichkeit wird jedoch allein der
Unterschied beim Kriterium „Beteiligung am Unter-
nehmenserfolg“ signifikant. Betrachten wir die Ent-
wicklung des Krankenstands, so finden wir allein
beim Kriterium „Gruppenleistung“ signifikante
Rang- und zugleich Mittelwertsunterschiede.11 Da-
bei handelt es sich genau um das Kriterium, das
durch die veränderte Arbeitsorganisation im kon-
kreten Arbeitsvollzug an Bedeutung gewonnen hat.
Diese Ergebnisse lassen den Schluss zu, dass sich
Ungerechtigkeitsbewertungen des Entlohnungssys-
tems durchaus in den Arbeitseinstellungen und im
Arbeitsverhalten niederschlagen können. Dass da-
bei nicht nur die Bewertung der Regeln der Entloh-
nung eine Rolle spielt, sondern auch die
wahrgenommene Gerechtigkeit des eigenen Ein-
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Tabelle 3 Ordnungs- und ergebnisbezogene Gerechtigkeitsurteile zum Entlohnungssystem (VGIO-II; Mittelwerte, nur


























































































Anmerkungen: Ordnungsbezogene Urteile: Abweichung der faktischen von der erwünschten Bedeutung der Entlohnungskriterien
(Absolutbetrag).
Ergebnisbezogenes Urteil: Bewertung der Gerechtigkeit des eigenen Einkommens auf einer Skala von –5 (ungerechterweise zu niedrig)
bis +5 (ungerechterweise zu hoch).
Standardabweichung in eckigen Klammern. Es werden die Absolutbeträge der t-Werte berichtet. Die Adjustierung des α-Fehlers wurde
getrennt für ordnungsbezogene und ergebnisbezogene Urteile vorgenommen: *pt < .0253, **pt < .0036; 9pχ2 < .0018 für Ist- oder Soll-
Bewertung der einzelnen Entlohnungskriterien (Kruskal Wallis H-Test mit 1df).
11 Der beobachtete Zusammenhang zwischen Kranken-
stand und Ungerechtigkeitsempfinden verweist auf die
Konsequenzen einer möglichen Selektivität unserer Stich-
probe. Denn für diejenigen, die hohe Fehlzeiten aufwei-
sen, dürfte die Wahrscheinlichkeit größer sein, zum Zeit-
punkt der Befragung nicht am Arbeitsplatz zu sein – sie
sind somit in unserer Analysestichprobe unterrepräsen-
tiert. Würden wir diese Personen in unserer Analyse mit-
berücksichtigen bzw. nach diesem sampling selection bias
korrigieren, müssten die beobachteten Unterschiede dann
deutlicher ausfallen, wenn sich diese Gruppe tatsächlich
durch ein höheres Ungerechtigkeitsempfinden auszeich-
net.
kommens wichtig ist, zeigen die Unterschiede bei
den ergebnisbezogenen Bewertungen: In Einheiten
mit abnehmendem Krankenstand wird das eigene
Einkommen eher als gerecht und weniger als unge-
recht eingeschätzt. Genauso berichten Personen mit
höherer Loyalität zum Unternehmen eine deutlich
geringere Ungerechtigkeit im Bezug auf das eigene
Einkommen.
Abschließend wollen wir fragen, welche Bedeutung
Gerechtigkeitsprobleme der Entlohnung im Ver-
gleich zu den tätigkeitsbezogenen Folgen der Grup-
penarbeitseinführung haben. Tabelle 5 zeigt, dass
die wahrgenommene Zunahme an Leistungsanfor-
derungen und Autonomie in der Gruppe für die
Entwicklung der Produktivität keine Rolle spielt.
Offenbar sind weder die neuen Leistungsanforde-
rungen noch die „Zumutung der Selbstregulation“
(Minssen 1999a) für die Beschäftigten zum nach-
haltigen Problem geworden. Dies ist jedoch im Hin-
blick auf die Gerechtigkeitsbewertung des eigenen
Einkommens anders: In Einheiten mit unveränder-
ter oder gar abnehmender Produktivität besteht ei-
ne höhere Ungerechtigkeitswahrnehmung als in
Einheiten mit gestiegener Produktivität. Wir inter-
pretieren diesen Umstand als Hinweis darauf, dass
Entlohnungsprobleme aus Sicht der Beschäftigten
derzeit größeren Konfliktgehalt haben als arbeits-
organisatorische Koordinationsprobleme.
6. Fazit
Die vorgestellten Ergebnisse aus einer Beschäftig-
tenbefragung in 21 Betrieben der bundesdeutschen
Metallindustrie zeigen, dass die betrieblichen Re-
geln der Entlohnung dort eher als ungerecht wahr-
genommen werden, wo eine Einführung von Grup-
penarbeit ohne gleichzeitige Anpassung des
Entlohnungssystems erfolgte. Betrachten wir dieses
Ergebnis unter anwendungsorientierter Perspektive,
so müssen den arbeitsorganisatorischen Verände-
rungen auch Veränderungen des Entlohnungssys-
tems nachfolgen, wenn Loyalitäts- und Legitimi-
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Tabelle 4 Gerechtigkeitsurteile zum Entlohnungssystem und mögliche Reaktionen (VGIO-II; Mittelwerte, nur Arbeiter,
N = 575).



































































































Anmerkungen: Ordnungsbezogene Urteile: Abweichung der faktischen von der erwünschten Bedeutung der Entlohnungskriterien (Abso-
lutbetrag). Die Ergebnisse für „Ausbildung“ und „Arbeitsmarkt“ sind nicht aufgeführt, da hier durchgängig keine signifikanten Unter-
schiede zu beobachten sind.
Ergebnisbezogenes Urteil: Bewertung der Gerechtigkeit des eigenen Einkommens auf einer Skala von –5 (ungerechterweise zu niedrig)
bis +5 (ungerechterweise zu hoch).
Standardabweichung in eckigen Klammern, Absolutbeträge der t-Werte. Die Adjustierung des α-Fehlers wurde für ordnungsbezogene
und ergebnisbezogene Urteile sowie für die vier möglichen Reaktionen getrennt vorgenommen: *pt = .05, **pt < .0102, 9pχ2 < .0036 für
Ist- oder Soll-Bewertung der einzelnen Entlohnungskriterien (Kruskal Wallis H-Test mit 1df).
tätskonflikte vermieden werden sollen. Offenbar
bestehen bei den Beschäftigten durchaus klare Vor-
stellungen darüber, in welcher Form eine derartige
Anpassung zu erfolgen hat. Dabei sind einzelne
Entlohnungsbausteine, die entweder die Beteiligung
am Gruppenergebnis oder am Ergebnis des gesam-
ten Unternehmens zum Gegenstand haben, genauso
wenig ein entlohnungspolitisches Tabu wie die Gra-
tifizierung des individuellen Engagements und die
Übernahme größerer Verantwortung in den einzel-
nen Arbeitsgruppen.
Weiterhin bestätigen die Ergebnisse unsere Annah-
me, dass wahrgenommene Ungerechtigkeiten des
Entlohnungssystems auch die betrieblichen indus-
triellen Beziehungen unter Verhandlungsdruck set-
zen. Während auf Unternehmensseite mit erhöhten
Fehlzeiten und verringerter Loyalität zu rechnen ist,
können sich für die Vertreter des Betriebsrats Legi-
timitätsverluste gegenüber der Belegschaft ergeben.
Gleichwohl können uns diese Ergebnisse nur erste
Hinweise auf die Komplexität von Gerechtigkeits-
beurteilungen der Entlohnung geben, und zwar vor
allem aus zwei Gründen. Denn erstens sind die zur
Bewertung vorgelegten Entlohnungskriterien relativ
abstrakte Größen, die auf unterschiedlichen be-
trieblichen Handlungsebenen angesiedelt sind, wie
etwa Arbeitsmarkt oder Gruppenleistung. Erforder-
lich wäre, diese abstrakten Prinzipien soweit zu
konkretisieren, dass sie die betriebliche Entloh-
nungspraxis präziser abbilden können. Und zwei-
tens lassen die rekonstruierten einzelnen Gerechtig-
keitsurteile – genau betrachtet – noch keinen
Rückschluss auf ein insgesamt als gerecht angesehe-
nes Entlohnungssystem zu. Dazu wäre es notwen-
dig, komplexere Erhebungsverfahren anzuwenden,
mit denen wir auch die Gewichte der einzelnen Ent-
lohnungsbausteine bei der Festsetzung eines gerech-
ten Einkommens rekonstruieren können (für Ansät-
ze dazu vgl. Liebig/Mau 2002).
Unabhängig von diesen methodischen Anforderun-
gen sehen wir weiteren Forschungsbedarf vor allem
bei der Frage, inwiefern Gerechtigkeitsbewertungen
von betrieblichen Verteilungssystemen von Einflüs-
sen in der Organisationsstruktur und -kultur ab-
hängig sind. Zwar haben wir zu zeigen versucht,
dass Veränderungen der Arbeitsstruktur bestimmte
Gerechtigkeitsbewertungen der industriellen Ent-
lohnung hervorrufen können. Nicht untersuchen
konnten wir, in welchem Ausmaß relativ stabile or-
ganisationsstrukturelle Bestimmungsgrößen die Be-
wertung des Entlohnungssystems präformieren –
der Grad an hierarchischer Kontrolle des Arbeits-
vollzugs, das Qualifikationsniveau der Beschäftig-
ten und ihr gewerkschaftlicher Organisationsgrad,
um nur einige zu nennen. Diese systematische Ana-
lyse der Sozialstrukturiertheit von Gerechtigkeits-
bewertungen wäre somit ein nächster Schritt, um
die Rolle von Gerechtigkeitsvorstellungen in Unter-
nehmen genauer zu klären.
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Tabelle 5 Entwicklung der durchschnittlichen Produktivität in den untersuchten Einheiten und die subjektive Bedeutung
der Anforderungszunahme, Gruppenautonomie und der Gerechtigkeit des eigenen Einkommens (VGIO-II; Mittelwerte,























Anmerkungen: Standardabweichung in eckigen Klammern, Absolutbeträge der t-Werte.
*pt < .017 (adj. α-Fehler)
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Anhang





„Jetzt möchten wir Ihnen einige Fragen zur Gerechtigkeit des Einkommens stellen. Wie gerecht fin-
den Sie Ihre Bezahlung bei [Unternehmensname]? Würden Sie sagen, dass sie bezogen auf Ihre der-
zeitige Tätigkeit mehr ist als Ihnen gerechterweise zusteht, gerecht ist, oder weniger ist als Ihnen ge-
rechterweise zusteht? Wenn Sie der Meinung sind, Ihre derzeitige Bezahlung ist gerecht, so kreuzen
Sie bitte in der Skala das mittlere Kästchen (0) an. Sind Sie der Meinung, Ihre Bezahlung ist sehr viel
weniger als Ihnen gerechterweise zusteht, so kreuzen Sie bitte das ganz linke Kästchen (–5) an.
Wenn Sie der Meinung sind, Ihre Bezahlung ist sehr viel mehr, als Ihnen gerechterweise zusteht, so





„Welchen Einfluss haben Ihrer Meinung nach die folgenden Gesichtspunkte für die Höhe der Entloh-
nung in der Gruppenarbeit heute? (1 = hat überhaupt keinen Einfluss, 2 = hat fast keinen Einfluss,
3 = hat etwas Einfluss, 4 = hat großen Einfluss)
Q Formale Ausbildung wie Lehre oder Meisterabschluss
Q Engagement über das Notwendige hinaus
Q Individuelle Leistung
Q Leistung der Arbeitsgruppe
Q Aktuelle Lage auf dem Arbeitsmarkt
Q Verantwortung am Arbeitsplatz
Q Wirtschaftlicher Erfolg des ganzen Unternehmens“
„Und welchen Einfluss sollten die einzelnen Gesichtspunkte Ihrer Meinung nach grundsätzlich ha-
ben, damit das Einkommen gerecht ist? (1 = sollte überhaupt keinen Einfluss haben, 2 = sollte fast
keinen Einfluss haben, 3 = sollte etwas Einfluss haben, 4 = sollte großen Einfluss haben)“. (Items siehe
oben)
Operationalisierung: Absolutbetrag der Differenz zwischen Ist- und Soll-Zustand hinsichtlich des
jeweiligen Kriteriums. Beträge größer Null drücken die empfundene Ungerechtigkeit aus, Beträge





„Wurde das Entlohnungssystem im Zuge der Einführung von Gruppenarbeit verändert?“ (dichotomi-
siert: 0 = keine Veränderung, 1 = Veränderung). Quelle: leitfadengestütztes Experteninterview mit
Prozessverantwortlichen.
Gruppenlohnanteil „Enthält das gegenwärtige Entlohnungssystem einen Gruppenlohnanteil?“ (dichotomisiert: 0 = ent-





„Hier haben wir einige Meinungen zusammengestellt, die man über seine Arbeit in der Gruppe und
im Betrieb haben kann. Zunächst möchten wir wissen, wie Ihre Meinung ganz allgemein zu Ihrem
Betrieb ist. (1 = trifft überhaupt nicht zu; 2 = trifft eher nicht zu, 3 = trifft etwas zu, 4 = trifft voll und
ganz zu)
Q Ich würde guten Freunden jederzeit empfehlen, auch bei (Unternehmensname) zu arbeiten“
(Loyalität zum Unternehmen)
Operationalisierung: dichotomisiert (0 = Ablehnung, 1 = Zustimmung)
Einstellung zum
Betriebsrat
„Bitte schätzen Sie jetzt das Verhältnis zwischen Betriebsrat, Geschäftsleitung und Belegschaft ein.
(1 = trifft überhaupt nicht zu,. . . 4 = trifft voll und ganz zu)
Q Der Betriebsrat setzt sich zu wenig für die Belegschaft ein“ (Legitimität des Betriebsrats




„Jetzt möchten wir wissen, ob sich mit der Einführung der Arbeitsgruppe Ihre Tätigkeit verändert
hat. Inwieweit treffen die folgenden Aussagen auf Ihre Situation zu? (1 = trifft überhaupt nicht zu,
. . . 4 = trifft voll und ganz zu)
Q Meine Arbeitsaufgaben haben sich erweitert
Q Ich habe mehr Verantwortung in meiner Arbeit zu tragen
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Summary: When implementing semi-autonomous group work on the shop floor, blue collar workers have to carry out
new tasks to enhance the performance of the whole group. Since traditional pay systems focus on individual performance
at single work places, their contributions to the group’s performance are not rewarded. This paper asks how workers
evaluate this shift within the pay performance relation in terms of fairness. Using data from a standardized employee-
survey in twenty-one firms of the German metal-industry it can be shown that a pay system is perceived as unfair if
work groups have been implemented while no adjustment of the pay system has taken place. Concurrently the perceived
injustice of the pay system increases when workers report lower commitment to the firm and negative evaluation of the
factory workers council. Moreover, higher perceptions of injustice are observed in those work units which are less pro-
ductive and which have a higher absenteeism rate. Based on these results it is argued that not the greater workload or
the degree of autonomy at the work place is the main obstacle to teamwork on the shop floor as many industrial socio-
logists assume. On the contrary, the main challenge for employers and factory workers councils alike is to find a pay sys-
tem which is regarded as fair.
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